
   

                          

 

 

S A T Z U N G 

 

„Arbeitsgemeinschaft Gemeindepsychiatrie Rheinland“ 

 

 

§ 1 

Name und Sitz 

 

Der Verein führt den Namen „Arbeitsgemeinschaft Gemeindepsychiatrie Rhein-

land“ und führt nach der Eintragung in das Vereinsregister den Namen e.V. 

 

Er hat seinen Sitz in Bergisch Gladbach. 

 

§ 2 

Zweck 

 

Der Verein ist ein Zusammenschluss von Vereinen und Vereinigungen, die in 

Nordrhein-Westfalen in der komplementären und ambulanten Versorgung von 

Menschen mit einer psychischen (=seelischen) Belastung, Erkrankung oder Be-

hinderung unmittelbar tätig sind. Der Verein hat den Zweck, psychiatrische Ver-

eine und Vereinigungen zur gegenseitigen Förderung, Repräsentation und ge-

meinsamen Interessenvertretung zusammenzuschließen. Der Verein setzt sich 

ein für eine gemeindepsychiatrische Versorgung von Menschen mit einer psy-

chischen Belastung, Erkrankung oder Behinderung und damit für deren dauer-

hafte soziale Integration und gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe. Der 

Verein fördert die Selbsthilfe und Prävention in der Gesellschaft, insbesondere 

für Menschen mit psychischen Erkrankungen 

 

Der Verein ist Mitglied im Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V., 

Köln, dabei aber rechtlich eigenständiger Landesverband. 

 

Er strebt dieses Ziel an durch 

 

1. Interessenvertretung des ambulanten und komplementären Bereichs ge-

genüber den Kostenträgern 

 

2. Einflussnahme auf die Verwirklichung bestehender Gesetze und auf die 

Gesetzgebung 
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3. Koordination und Unterstützung lokaler, regionaler und überregionaler Ini-

tiativen mit dem Ziel der engen Kooperation und Vernetzung gemeinde-

psychiatrischer Angebote einschließlich Selbsthilfegruppen 

 

4. Öffentlichkeitsarbeit 

 

5. Fortbildung 

 

6. Beratung 

 

7. Sammlung und Weitergabe von Informationen 

 

8. Anregung von Vereinsgründungen und –zusammenschlüssen 

 

9. Bereitstellung von Informationen,  Ausrichtung von Veranstaltungen, 

Workshops und Schulungen für Menschen, die von gesundheitlichen 

oder und/sozialen Herausforderungen betroffen sind, Fach- und Führungs-

kräfte sowie Selbsthilfegruppen. 

 

§ 3 

Gemeinnützigkeit 

 

1. Der Verein umfasst ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mild-

tätige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Ab-

gabenverordnung. 

 

2. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftli-

che Zwecke. 

 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet 

werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd 

sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 

Geschäftsjahr 

 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 5 

Rechnungsprüfer 

 

Die Rechnungsprüfung obliegt einem/r hierfür bestellten unabhängigen PrüferIn 

aus dem Bereich der steuerberatenden Berufe. Er/sie legt einen jährlichen Prüf-

bericht vor. 
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§ 6 

Mittel 

 

Die zur Erreichung seines Zweckes notwendigen Mittel erwirbt der Verein durch 

 

1. Mitgliedsbeiträge 

2. Spenden 

3. Zuschüsse landesstaatlicher und kommunaler Stellen 

4. Sonstige Einkünfte. 

 

§ 7 

Mitgliedschaft 

 

1. Mitglieder können werden 
 

a) juristische Personen 

b) Hilfsvereinigungen, Initiativen, Gruppen und Arbeitsgemeinschaften,  

c) selbständig tätige natürliche Personen 
 

die im Sinne des § 2 tätig sind.  

 

2. Die Mitgliedschaft ist beim Vorstand schriftlich zu beantragen. Über die Auf-

nahme in den Verein entscheidet der Vorstand nach Anhörung der Mitglieder 

der jeweiligen Gebietskörperschaft. Mit der Aufnahme durch den Vorstand be-

ginnt die Mitgliedschaft. Das Mitglied verpflichtet sich durch seinen Beitritt zur 

Anerkennung der Satzung. 

 

3. Eine beitragsfreie Mitgliedschaft ist auf Antrag möglich für Mitglieder, die 

    nur ehrenamtlich tätig sind. 

 

4. Die Mitglieder müssen die Ziele der AGpR bejahen. Sie müssen die Bereit-

schaft mitbringen, aktiv im Sinne des § 2 dieser Satzung zu arbeiten und in 

ihrer Arbeit folgende Standards zu verwirklichen: 

 

- Verpflichtende Beteiligung an gemeindepsychiatrischen Versorgungsauf-

gaben für eine definierte Region 

- Entwicklung und Umsetzung von Qualitätskriterien für die gemeindepsy-

chiatrische Arbeit 

- Orientierung der Leistungen am individuellen Hilfebedarf der Hilfesuchen-

den 

- Einbeziehung der Angehörigen, Betroffenen und Bürgerhelfer/innen 

- Niederschwelliger Zugang und Erreichbarkeit der Hilfeangebote auch für 

Menschen mit komplexem Hilfebedarf und Menschen mit einer chronisch 

psychischen Erkrankung 
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5. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt oder Ausschluss. Der Austritt erfolgt 

durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des Vorstandes. Der 

Austritt kann zu jedem Zeitpunkt erklärt werden. 

Der Vorstand kann ein Mitglied ausschließen, wenn ein wichtiger Grund vor-

liegt; ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn das Mitglied den 

Zwecken des Vereines zuwiderhandelt. Der Vorstand teilt diesen Ausschluss 

dem Mitglied durch einen eingeschriebenen Brief mit. Das betroffene Mitglied 

hat innerhalb von 4 Wochen nach Zustellung dieser Mitteilung das Recht, ge-

gen den Ausschluss Widerspruch einzulegen, über den die Mitgliederver-

sammlung entscheidet. 

 

 

§ 8 

Beiträge 

 

Die Beiträge werden von der Mitgliederversammlung auf Antrag des Vorstandes 

festgesetzt. Die Mitglieder sind verpflichtet, die festgesetzten Beiträge zu zahlen. 

 

§ 9 

Vereinsämter 

 

Die Vereinsämter sind Ehrenämter. Der Vorstand kann hauptamtliche Mitarbei-

ter/innen zur Durchführung seiner Vereinsaufgaben bestellen. 

 

 

§ 10 

Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung, der Vorstand und der Bei-

rat. 

 

§ 11 

Mitgliederversammlung 

 

1. Die Mitgliederversammlung ist in jedem Geschäftsjahr mindestens einmal 

einzuberufen. 

Die Mitgliederversammlung erfolgt entweder real oder virtuell (Onlinever-

fahren) in einem nur für Mitglieder mit ihren Legitimationsdaten und ei-

nem gesonderten Zugangswort zugänglichen Chat-Raum. Es besteht 

ebenso die Möglichkeit einer hybriden Veranstaltung. 

 

2. Im Onlineverfahren wird das jeweils nur für die aktuelle Versammlung gül-

tige Zugangswort mit einer gesonderten E-Mail unmittelbar vor der Ver-

sammlung, maximal 24 Stunden vor Beginn, bekannt gegeben. Ausrei-

chend ist dabei die ordnungsgemäße Absendung der E-Mail an die letzte 

dem Vorstand bekannt gegeben E-Mail-Adresse des jeweiligen Mitglieds. 
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Sämtliche Mitglieder sind verpflichtet, ihre Legitimationsdaten und das 

Zugangswort keinem Dritten zugänglich zu machen und unter strengem 

Verschluss zu halten. 

 

3. Der Vorstand bestimmt die Zeit, Ort und Tagesordnung der Mitgliederver-

sammlung. Die Tagesordnung kann von der Mitgliederversammlung erwei-

tert werden. Der/Die Vorsitzende beruft die Mitgliederversammlung schrift-

lich mit einer Frist von mindestens 2 Wochen unter Mitteilung der Tages-

ordnung ein. Er/Sie führt den Vorsitz der Versammlung. Die Mitgliederver-

sammlung wird bei dessen/deren Verhinderung von einem/einer stellver-

tretenden Vorsitzenden geleitet. 

 

4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn die 

Einberufung von 1/3 der Mitglieder unter Angabe des Zwecks und der 

Gründe schriftlich beantragt wird. 

 

5. Jedes Mitglied ist in der Mitgliederversammlung berechtigt, abhängig von 

der Mitarbeiterzahl und der Beitragshöhe, eine bis fünf Stimmen abzuge-

ben. Die Stimmverteilung ist in der Beitragsordnung geregelt.    

 

6. Bei den Beschlüssen nach § 12 Ziffer 3 und 4 sind die Mitglieder des Vor-

standes nicht stimmberechtigt. 

 

7. Die Mitgliederversammlung fasst die Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 

anwesenden Stimmberechtigten. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag ab-

gelehnt. 

 

8. Eine Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Stimmberechtigten ist zur 

Beschlussfassung über Satzungsänderungen und über die Auflösung des 

Vereins mit der Maßgabe erforderlich, dass mindestens die Hälfte der Mit-

glieder des Vereins anwesend sein müssen. Ist diese Mitgliederzahl nicht 

anwesend, wird die Mitgliederversammlung unverzüglich, jedoch unter der 

Wahrung der Einladungsfrist, erneut einberufen; sie ist dann unabhängig 

von der Teilnehmerzahl beschlussfähig. 

 

Satzungsänderungen, die den Zweck des Vereins betreffen, setzen im Übri-

gen die Einwilligung des zuständigen Finanzamtes voraus. Satzungsände-

rungen, die vom Registergericht bzw. Finanzamt vorgeschrieben werden, 

kann der Vorstand allein beschließen. Auf der nächsten Mitgliederver-

sammlung sind die Mitglieder zu informieren. 

 

 

§ 12 

Aufgaben der Mitgliederversammlung 

 

Der Mitgliederversammlung obliegen 
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1. die Wahl des Vorstandes, 

2. die Entgegennahme des Geschäftsberichtes vom Vorstand, 

3. die Genehmigung der Rechnungsprüfung, 

4. die Entlastung des Vorstandes, 

5. die Entscheidung über Satzungsänderungen und über die  

Auflösung des Vereins, 

6. die Entscheidung über die Tagesordnung, 

7. die Beschlussfassung von Zielen und Aufgaben für das auf die Mitglieder-

versammlung folgende Jahr. 

 

 

§ 13 

Vorstand 

 

 

1. Der Vorstand besteht aus dem/der Vorsitzenden, zwei Stellvertreter/innen, 

dem/der Schatzmeister/in, dem/der Schriftführer/in und bis zu sechs Beisit-

zer/innen.  

 

2. Je eine Position als Beisitzer/in bleibt Vertreter/innen von Psychiatrieerfahre-

nen und Angehörigen vorbehalten. 

 

3. Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung für 

die Dauer von 3 Jahren gewählt. Auf Antrag von 2 Delegierten der Mitglie-

derversammlung erfolgt die Wahl des Vorstandes in schriftlicher und gehei-

mer Abstimmung. Eine Wiederwahl ist zulässig. Die Mitglieder des Vorstan-

des führen die Geschäfte bis zur Wahl ihrer Nachfolger. 

 

4. Jeweils 2 Mitglieder des Vorstandes sind gemeinsam zur Vertretung des 

Vereins berechtigt. 

 

5. Der Vorstand ist beschlussfähig bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte 

der Vorstandsmitglieder. 

 

6. Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 

§ 14 

Niederschriften 

 

Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, in der die 

Beschlüsse der Versammlung und die Ergebnisse der Abstimmungen festgehal-

ten werden. Die Niederschrift ist von dem Versammlungsleiter/der Versamm-

lungsleiterin zu unterzeichnen. 

 

§ 15 
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Beirat 

Die Arbeit des Vorstandes kann durch einen Beirat unterstützt werden. 

Der Beirat wird vom Vorstand berufen. 

§ 16

Haushalt 

Der Vorstand stellt einen Jahreshaushalt auf. Er beschließt darüber und über die 

Verwendung der für die Zwecke des Vereins verfügbaren Mittel mit einfacher 

Mehrheit. Ergibt sich bei dem Beschluss keine Mehrheit, entscheidet die Stimme 

des/der Vorsitzenden des Vorstandes. 

§ 17

Auflösung des Vereins 

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen zu gleichen Teilen an den Landesverband der Angehörigen psy-

chisch erkrankter Menschen, Münster, Bundesverband der Psychiatrieerfahre-

nen, Bonn, sowie den Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V., Köln, die es un-

mittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden haben. 

Bergisch Gladbach, 08.03.2024 

 _________________________   ________________________ 

Carsten Frese Dr. Thomas Hummelsheim 

Vorstandsvorsitzender Stellv. Vorsitzender 


